
NIEDERSCHRIFT JFSKA/010/2007 
 

über die Sitzung des Jugend-, Familien-, Senioren- und Kulturausschusses der 
Stadt Billerbeck am 08.11.2007 im Kultursaal der Alten Landwirtschaftsschule. 
 
 
Vorsitzende: 

Frau Gabriele Mönning  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Bernhard Kortmann bis Verlauf zu TOP 5. nö. S. 
Herr Franz-Josef Schulze Thier  
Frau Birgit Schulze Wierling bis Verlauf zu TOP 5. ö. S. 
Herr Hans-Joachim Spengler Vertretung für Herrn Martin 

Pfeiffer 
 
Sachkundige Bürger gem. § 58 Abs. 3 GO NW: 

Frau Bernadette Nattler  
Frau Stephanie Weitkamp  
Herr Karl-Heinz Handwerk  
Herr Thomas Walbaum  

 
Sachkundiger Bürger gem. § 58 Abs. 1 Satz 7 GO NW: 

Herr Hans-Günther Wilkens Vertretung für Frau 
Nicola Ebel 

 
Von der Verwaltung: 

Herr Hubertus Messing  
Herr Gerd Mollenhauer  
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 20:10 Uhr 
 
  
 
 

TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Kulturprogramm der Stadt Billerbeck für 2008 
 Herr Messing berichtet über die Theaterfahrten und das Kulturprogramm 

der Saison 2006/07. Anschließend stellt er das neue Kulturprogramm für 
2008 vor (siehe Anlagen zu dieser Niederschrift).  
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Herr Handwerk regt an, bei den Theaterfahrten neben den Städt. Bühnen 
Münster künftig auch das Konzert Theater Coesfeld zu berücksichtigen.  
 
Herr Messing sagt zu, den Hinweis an Herrn Schmiedel weiterzuleiten.  
 
Herr Handwerk bezieht sich auf den Hinweis des Herrn Messing, dass 
das Kulturprogramm mit Unterstützung der Sparkassenstiftung kosten-
neutral sei und stellt hierzu fest, dass der Stadt dieses „Juwel“ auch in 
Zukunft etwas Wert sein sollte. Er appelliere an die Ratsmitglieder, im 
Zuge der Haushaltsplanberatungen keine Einschnitte im Kulturbereich 
vorzunehmen.  
 
Das Kulturprogramm der Stadt Billerbeck wird zur Kenntnis genommen.  
  
 
 

2. Vorstellung des Seniorenratgebers für die Stadt Billerbeck 
 Herr Messing teilt mit, dass die Bürgermeisterin, Frau Maeßen und Frau 

Hicking (Grafikerin) zur heutigen Sitzung nicht kommen konnten und er 
deshalb heute den Entwurf des Seniorenratgebers vorstelle. Dieser wer-
de der Niederschrift beigefügt mit der Bitte, evtl. Anregungen und Ver-
besserungen der Verwaltung mitzuteilen.  
 
Herr Messing führt aus, dass die Kosten in Höhe von ca. 6.000,-- € für die 
Broschüre refinanziert werden müssen. Da im städt. Haushalt keine Mittel 
veranschlagt seien, müsse der Betrag über Sponsoren finanziert werden. 
 
Herr Walbaum erkundigt sich, ob in der Liste der Ärzte auch aufgeführt 
werde, welche Praxen für Senioren, die in ihrer Bewegungsfreiheit oft 
eingeschränkt seien, zugänglich seien.  
Herr Messing hält eine Vorselektion nicht für angebracht und für zu weit-
gehend.  
 
Weiter führt Herr Walbaum aus, dass in der Broschüre Leistungen zur 
Pflegeversicherung aufgelistet werden, die der Gesetzgeber vorgebe. Er 
fragt nach, inwieweit bei Änderung der Gesetze oder Voraussetzungen 
eine Aktualisierung erfolge.  
Herr Messing teilt mit, dass alle 2 – 3 Jahre eine Aktualisierung des Rat-
gebers vorgesehen sei. Im Übrigen werde versucht, die Angaben auf 
Grundinformationen zu beschränken, um die Aktualität zu wahren.  
 
Frau Nattler regt an, die Überschrift „Sterbebegleitung“ um den Hinweis 
zu ergänzen, dass dieses Angebot auch für Angehörige gelte.  
 
Herr Messing weist darauf hin, dass wahrscheinlich die verbalen Erläute-
rungen noch zu weitgehend seien und eingeschränkt werden müssen. Er 
appelliere an die Ausschussmitglieder, den Entwurf durchzusehen und 
auf evtl. fehlende Informationen hinzuweisen.  
 
Herr Schulze Thier bezeichnet den Seniorenratgeber als umfassend und 
vollständig. Er dankt Frau Maeßen für ihr Engagement. Man könne froh 
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sein, eine solche Broschüre vorweisen zu können, sie werde den Senio-
ren sicherlich ein gutes Hilfsmittel sein.  
 
Herr Walbaums schließt sich dem an und fragt nach, ob die Sponsoren in 
der Broschüre erwähnt würden.  
Das wird von Herrn Messing bestätigt. Damit der Seniorenratgeber nicht 
mit Werbung überfrachtet werde, würden die Anzeigen auf 6 beschränkt. 
 
Herr Wilkens lobt die umfangreiche Vorarbeit zur Erstellung des vorlie-
genden Entwurfes des Seniorenratgebers. Er fragt nach, ob die aufge-
führten Angebote alphabetisiert seien.  
Das wird von Herrn Messing bejaht. Das gesamte in Billerbeck angebote-
ne Spektrum werde abgedeckt. In den Bereichen, in denen in Billerbeck 
keine Angebote bestehen, seien die Angebote der Nachbargemeinden 
aufgeführt worden.  
Herr Wilkens gibt zu bedenken, dass bei den jeweiligen Anbietern abge-
fragt werden müsse, ob sie mit der Aufnahme in den Seniorenratgeber 
einverstanden seien.  
Herr Messing versichert, dass mit jedem einzelnen Anbieter Kontakt auf-
genommen werde.  
 
Auf Nachfrage von Herrn Walbaum teilt Herr Messing mit, dass der Seni-
orenratgeber seniorengerecht aufbereitet und auch im Internet veröffent-
licht werde.  
 
Herr Kortmann hält es für wichtig, in dem Seniorenratgeber einen Koordi-
nator zu benennen, an den sich die Senioren bei Fragen wenden könn-
ten. Es habe auch einmal eine Seniorenbeauftragte gegeben, er wisse 
nicht, was hieraus geworden sei.  
Herr Messing verweist auf den Fachbereich Soziales, der für alle die Se-
nioren betreffenden Fragen zuständig sei.  
 
Frau Mönning stellt abschließend fest, dass es gut gewesen sei, dass 
Frau Maeßen die Erstellung eines Seniorenratgebers angeregt habe. Sie 
gehe jetzt davon aus, dass noch Ergänzungen von den Ausschussmit-
gliedern vorgetragen werden.  
  
 
 

3. Mitnutzung der Stufenräume an der Don-Bosco-Hauptschule durch 
das Jugendzentrum 

 Frau Mönning berichtet, dass sich die Jugendlichen des Jugendzentrums 
in die Diskussion über die Mitnutzung der Stufenräume in der Hauptschu-
le eingemischt und einen Brief verfasst hätten. Dieser Brief, den Frau 
Mönning verliest, ist der Niederschrift als Anlage 3 beigefügt.  
 
Herr Schulze Thier stellt seinen Ausführungen voran, dass das Thema 
mit sehr viel Fingerspitzengefühl behandelt werden müsse. Die Jugendli-
chen hätten sich intensiv mit dem Thema befasst. Wenn in Billerbeck 
weiterhin gute Jugendarbeit geleistet werden solle, müsse man die Ju-
gendlichen Ernst nehmen. Dass sie eine gewisse Distanz zwischen Frei-
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zeit und Schule wünschen, sei sehr gut nachvollziehbar. Deshalb sollte 
die Angelegenheit nicht zu forsch vorangetrieben werden. Wenn über-
haupt eine Mitnutzung der Stufenräume in Frage komme, dann könne es 
hierzu nur  in einem langsam sich entwickelnden Prozess kommen. Zu-
nächst sollten aber versucht werden, die Nutzung der Pavillons so lange 
wie möglich zu erhalten. Vielleicht ergäben sich im Laufe der Zeit irgend-
welche Prozesse, mit denen sowohl den Jugendlichen als auch der Stadt 
gedient wäre.  
 
Herr Handwerk bezeichnet den Vorschlag der Verwaltung, das Jugend-
zentrum in den Stufenräumen der Hauptschule unterzubringen, als das 
Falscheste was man machen könne. Die von den Jugendlichen in dem 
Brief aufgeführten Punkte könne er voll unterschreiben. Deshalb sollte 
man „mit der Faust auf den Tisch hauen“. Wenn die blauen Pavillons aus 
baurechtlichen Gründen nicht mehr genutzt werden könnten, dann müsse 
man Ziel gerichtet nach vorne blicken und nach anderen Möglichkeiten 
suchen.  
 
Herr Wilkens hält den Vorschlag der Verwaltung im Hinblick auf Syner-
gieeffekte und damit verbundenen Kosteneinsparungen für nachvollzieh-
bar. Er vertrete aber auch die Auffassung, dass man Zeit gewinnen und 
die Betroffenen in die Entscheidung einbeziehen sollte. Es gebe nichts 
Schlimmeres als wenn der pädagogische Ansatz leide, was wiederum 
finanzielle Auswirkungen nach sich ziehe. Die Aufgabe der Nutzung der 
blauen Pavillons sollte so lange wie möglich hinausgezögert werden, zu-
mal sich die Jugendlichen dort offensichtlich wohl fühlten. Des Weiteren 
sollte nach Alternativen in anderen städt. Gebäuden gesucht werden.  
 
Frau Mönning stellt fest, dass nicht auf Drängen der politischen Gremien 
oder der Jugendlichen neue Räume gefunden werden müssten. Offen-
sichtlich sei es so, dass in der Hauptschule Räume entstanden seien, die 
„über“ seien und jetzt gefüllt werden müssten. Weil über die Nutzung be-
reits viele Gespräche ohne Beteiligung des Rates geführt worden seien, 
sei der Eindruck entstanden, als ob etwas festgezurrt werde, wovon der 
Ausschuss nichts wisse.  
 
Herr Messing versichert, dass seitens der Verwaltung keine Dinge auf 
den Weg gebracht worden seien, die zu einem abschließenden Ergebnis 
führen. Die Überlegungen zur gemeinsamen Nutzung der Stufenräume 
seien nicht aufgrund der räumlichen Situation im Jugendzentrum oder in 
der Hauptschule entstanden. Vielmehr werde Schulsozialarbeit in vielen 
Schulen bereits heute von pädagogischen Fachkräften betrieben. Eine 
Kooperation zwischen Schulsozialarbeit und Jugendarbeit sei denkbar, 
das zeigten verschiedene Modelle in anderen Städten. Die Hauptschule 
könnte über die zur Verfügung gestellten kapitalisierten Mittel Schulsozi-
alarbeiter zwar einkaufen, allerdings nur in einem eingeschränkten Stun-
denumfang und zeitlich befristet.  Bei einer Kooperation von Schulsozial- 
und Jugendarbeit könnten beide Bereiche abgedeckt werden.  
Wenn die Schule also langfristig qualifiziertes Personal an sich binden 
wolle, dann könnte unter Einbeziehung der kapitalisierten Mittel und in 
Kooperation mit der Jugendarbeit eine Lösung gefunden werden, zumal 



 5

es sich um die gleiche Klientel handele. Hinzu komme, dass die Wün-
sche der Schule bzgl. der Einrichtung der Stufenräume fast identisch sei-
en mit den Angeboten, die im Jugendzentrum vorzufinden seien, weil die 
Bedürfnisse die gleichen seien. Der Weg sei aber nicht mit einem ent-
sprechenden Ziel vorgegeben. Selbstverständlich müssten die Bedenken 
der Jugendlichen und auch der Lehrerschaft berücksichtigt werden. Herr 
Messing bittet die Ausschussmitglieder aber zumindest um die Chance, 
mit der Schulleitung und den Lehrern sowie mit den Jugendlichen und 
Erziehern im Jugendzentrum Gespräche dahingehend  zu führen, ob es 
einen gemeinsamen Weg geben könne. Wenn am Ende zu viele Dinge 
nicht zusammen passten, würde niemand den Jugendlichen oder der 
Schule etwas aufoktroyieren.  
 
Herr Walbaum hält den Ausführungen des Herrn Messing entgegen, dass 
die Verwaltung nicht auf die Bedürfnisse des Jugendrates eingehe, son-
dern lediglich Synergieeffekte in den Vordergrund gestellt habe. Er sehe 
jeden Punkt, den die Jugendlichen in ihrem Schreiben aufgeführt haben, 
als k. o. – Kriterium an. Damit sei für ihn die Sache gestorben.  
 
Herr Kortmann bringt für beide Seiten Verständnis auf. Er hält es für 
wichtig, dass der Jugendbeirat einberufen wird, um einen Dialog zu fin-
den.  
 
Frau Mönning pflichtet dem bei und fragt kritisch nach, warum der Ju-
gendbeirat in der letzten Zeit nicht getagt habe. Dadurch entstehe Miss-
trauen gegenüber den Planungen der Verwaltung. Der Jugendbeirat wer-
de vor vollendete Tatsachen gestellt.  
 
Auf Nachfrage von Herrn Kortmann zum Zustand der blauen Pavillons 
berichtet Herr Mollenhauer, dass die Räume energetisch zwar eine Ka-
tastrophe seien, hinsichtlich der baulichen Substanz aber noch eine Wei-
le genutzt werden könnten.  
 
Herr Schulze Thier bezieht sich auf seinen anfänglichen Wortbeitrag und 
stellt richtig, dass er gesagt habe, dass die Sache mit Fingerspitzengefühl 
angegangen werden müsse. Dies müsse in einem Prozess geschehen, 
der behutsam mit den Jugendlichen gegangen werde.  
 
Herr Handwerk bekräftigt die Aussage des Herrn Walbaum, dass die vier 
von den Jugendlichen vorgebrachten Argumente k. o. - Kriterien seien. 
Schulsozialarbeit und offene Jugendarbeit seien zwei verschiedene Dinge 
und müssten sauber voneinander getrennt werden. Im Übrigen sei es 
doch selbstverständlich, dass die Schule zur Ausstattung des Ganztags-
betriebes entsprechendes Mobiliar benötige. Daneben benötige das Ju-
gendzentrum Mobiliar für die offene Jugendarbeit. Daraus könne man 
Synergieeffekte konstruieren, diese Synergieeffekte wolle die SPD-
Fraktion aber nicht.  
 
Trotz des Vortrages des Herrn Messing sei deutlich geworden, so Herr 
Wilkens, dass sowohl der Brief als auch der allgemeine Konsens gegen 
die Verwaltungsmeinung sprechen.  
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Herr Messing betont, dass in der Sitzungsvorlage eindeutig beschrieben 
sei, dass dieser Ausschuss darüber beraten solle, …„ob die Überlegun-
gen und Gedanken weiterverfolgt und konkretisiert werden sollen. In wei-
teren vorbereitenden Gesprächen unter Beteiligung von Schule und Ju-
gendzentrum könnte dann die Möglichkeit der Kooperation und die Mit-
nutzung eingehend erörtert und diese Ergebnisse erneut in den Aus-
schüssen beraten werden.“ 
Herr Messing erklärt, dass der Prozess lediglich angestoßen werden soll-
te. Die Verwaltung habe versucht, einen Weg aufzuzeigen, wobei vorab 
noch nicht mit allen Beteiligten gesprochen wurde. Mit der Leitung der 
Schule und des Jugendzentrums seien Gespräche geführt worden. Dabei 
seien von beiden Seiten sehr wohl Bedenken aber auch positive Ansätze 
vorgebracht worden. Jetzt sollte den Schülern, Lehrern und  Jugendlichen 
die Möglichkeit gegeben werden, ihre Argumente auszutauschen. Er un-
terstreicht, dass es nicht Ansatz der Verwaltung gewesen sei, den finan-
ziellen Aspekt in den Vordergrund zu rücken.  
 
Herr Spengler entgegnet, dass es sehr wohl darum gehe, das Budget der 
Hauptschule zu sichern.  
 
Herr Messing widerspricht und führt aus, dass es nicht darum gehe, das 
Budget der Hauptschule mit dem des Jugendzentrums zu vermengen. In 
der Ganztagsschulform gebe es die Möglichkeit, Landesmittel einzuset-
zen, um Dienstleistungen einzukaufen. Das Problem sei nur, dass mit 
den geringen vorhandenen Mitteln keine ganze oder halbe Stelle kontinu-
ierlich aufgebaut werden könne. Das seien die Bedenken der Schullei-
tung gewesen. Es handele sich also um rein praktische Erwägungen.  
 
Man könne doch nicht die Ganztagsschule feiern und einrichten und für 
andere notwendige Dinge kein Geld mehr zur Verfügung stellen, so Frau 
Mönning. Wenn eine Ganztagsschule eingerichtet werde, müsse auch 
dafür gesorgt werden, dass sie ordnungsgemäß funktioniere.  
 
Herr Handwerk unterstreicht, dass man doch nicht eine Verquickung zwi-
schen Schulsozialarbeit und Jugendarbeit herbeiführen könne, weil die 
kapitalisierten Mittel nicht reichen und man auf der anderen Seite ein 
künftiges Problem elegant lösen wolle. Er stelle den Antrag, den Überle-
gungen der Verwaltung nicht zuzustimmen.  
 
Frau Nattler sieht es als sinnvoll an, den Jugendbeirat einzuberufen und 
Gespräche zu führen. Sie glaube nicht, dass der Verwaltungsvorschlag 
heute unterstützt werden könne, weil hier noch nicht die Zukunft diskutiert 
wurde.  
 
Herr Messing weist darauf hin, dass das Ergebnis des gemeinsamen 
Austausches auch sein könne, dass es gar nicht zu einer räumlichen 
Verquickung, sondern u. U. nur zu einer Kooperation komme. Die Verwal-
tung sei Ergebnis offen.  
 
Herr Handwerk fragt nach, ob auf der Grundlage der Sitzungsvorlage für 
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den Schul- und Sportausschuss hier eine Abstimmung erfolgen solle.  
 
Herr Messing führt zur Klarstellung aus, dass über die Mitnutzung der 
Stufenräume sowohl im Schul- und Sportausschuss als auch in diesem 
Ausschuss diskutiert werden solle, weil beide Ausschüsse zuständig sei-
en. Der Beschlussvorschlag sei für beide Ausschüsse gleich lautend. Der 
Schul- und Sportausschuss habe beschlossen, dass gemeinsame Ge-
spräche geführt werden sollen. Wenn das hier anders gesehen werde, 
würde möglicherweise die Angelegenheit dem Rat zur Entscheidung vor-
gelegt.  
 
Herr Handwerk stellt den Antrag, der Verwaltungsvorlage nicht zu folgen, 
insbesondere nicht hinsichtlich der Mitnutzung der Räume. Es sollen Ge-
spräche mit allen Beteiligten unter Einbeziehung des Jugendbeirates ge-
führt werden. Dieser Ausschuss sollte die intendierte Mitnutzung aus-
schließen.  
 
Herr Kortmann stellt den Gegenantrag, Gespräche mit den Jugendlichen 
aufzunehmen und Ergebnis offen zu diskutieren.  
 
Frau Mönning stellt den weitergehenden Antrag des Herrn Handwerk zur 
Abstimmung.  
Dieser Antrag wird mit 4 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung 
abgelehnt.  
 
Dann stellt die Ausschussvorsitzende den Antrag des Herrn Kortmann zur 
Abstimmung. Auch dieser Antrag wird mit 4 Ja-Stimmen, 4 Nein-
Stimmen, 1 Enthaltung abgelehnt.  
 
Herr Handwerk weist darauf hin, dass er den Antrag des Herrn Kortmann 
nicht als Gegenantrag zu seinem Antrag sehe. Er sei lediglich gestellt 
worden, um seinen Antrag „abzuschmettern“. Es sollte doch im Interesse 
der Jugendlichen gehandelt und Gespräche mit allen Beteiligten unter 
Einbeziehung des Jugendbeirates geführt werden.  
 
In der folgenden Erörterung über die Form Beschlussfassung vertritt Herr 
Handwerk die Auffassung, dass die Verwaltung ihren Beschlussvorschlag 
zurückziehen müsse, wenn man sich auf den eben besprochenen Kon-
sens einigen wolle.  
 
Herr Messing hält dem entgegen, dass dieser Ausschuss in seiner Ent-
scheidung völlig frei sei.  
 
Herr Handwerk schlägt vor, zweimal abzustimmen und zunächst den 
Vorschlag der Verwaltung abzulehnen und dann zu beschließen, dass 
Gespräche mit allen Beteiligten unter Einbeziehung des Jugendbeirates 
geführt werden sollen.  
 
Herr Mollenhauer gibt zu bedenken, dass der Beschluss des Schul- und 
Sportausschusses noch im Raum stehe.  
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Frau Mönning stellt dann den Beschlussvorschlag des Schul- und Sport-
ausschusses zur Abstimmung. Dieser wird mit 6 Nein-Stimmen, 3 Ent-
haltungen abgelehnt.  
 
Dann lässt sie über den Vorschlag des Herrn Handwerk, Gespräche unter 
Beteiligung des Jugendbeirates mit allen Beteiligten zu führen, abstim-
men. Diesem Vorschlag wird einstimmig zugestimmt.  
  
 
 

4. Mitteilungen 
  
4.1. Neues Kinderbildungsgesetz - Herr Melzner 
 Herr Melzner weist darauf hin, dass eigentlich heute das neue Kinderbil-

dungsgesetz auf der Tagesordnung stehen sollte. Die Bürgermeisterin 
und er hätten sich bemüht, einen Vertreter des Jugendamtes zur Sitzung 
einzuladen, dieser sollte über das KiBiz referieren. Seitens des Jugend-
amtes sei dieses aber abgelehnt worden. Das Jugendamt beschäftige 
sich zurzeit mit der neuen Kindergartenbedarfsplanung nach dem neuen 
KiBiz und den daraus resultierenden Kindergartenbeiträgen und deren 
Staffelung, die in der Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 6. Dezem-
ber 2007 beraten werden sollen. Er halte es für wichtig, dass die Bei-
tragshöhe schnellstmöglich festgelegt werde, da die zu zahlenden Beiträ-
ge das Anmeldeverhalten der Eltern beeinflussen werde. Bzgl. eines Be-
richtes über die genauen Auswirkungen des KiBiz müsse also abgewartet 
werden.  
 
Frau Mönning erinnert daran, dass sie angefragt habe, ob es Protestreak-
tionen in Billerbeck gegeben habe.  
Herr Messing teilt mit, dass an die Verwaltung offiziell kein Protest gerich-
tet worden sei.  
  
 
 

4.2. Kindergartenbedarfsplanung - Herr Melzner 
 Herr Melzner teilt mit, dass im neuen Kindergartenjahr voraussichtlich alle 

Kinder über 3 Jahre einen Kindergartenplatz bekommen werden. In der 
Stadt Billerbeck werde es nicht so viele Überkapazitäten geben, wie in 
anderen Gemeinden. Dadurch trete der Umstand ein, dass freie Plätze 
nicht als U 3-Plätze besonders gefördert werden können.  
Wenn sich ergeben sollte, dass eine besondere Förderung der U 3 – 
Plätze seitens des Kreises erfolge, sollte zum Ausdruck gebracht werden, 
dass zusätzlich für Billerbeck etwas getan werden müsse. Wenn tatsäch-
licher Bedarf bei Anmeldungen U 3 festgestellt wird, sollte das Jugend-
amt für Billerbeck entsprechend reagieren.  
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5. Anfragen 
  
5.1. Schülertransport zu den weiterführenden Schulen in Coesfeld - Herr 

Handwerk 
 Herr Handwerk fragt nach, ob die Verwaltung sich für eine Überprüfung 

und Verbesserung des Schülertransportes nach Coesfeld einsetzen kön-
ne. In keinem der letzten Jahre sei die Zahl der Schüler/innen, die zu den 
weiterführenden Schulen gewechselt haben so groß wie im letzten Schul-
jahr gewesen. Das habe dazu geführt, dass die Busse unzumutbar voll 
seien.  
 
Das Problem sei seit Jahren bekannt, so Herr Messing. Den entspre-
chenden Hinweisen der Eltern werde immer wieder nachgegangen und 
die Westfalen Bus (WB) darauf hingewiesen, dass die Busse zu voll sei-
en. Die WB argumentiere mit dem Hinweis, dass sich die Schüler/innen 
ungleichmäßig auf die verschiedenen Busse verteilten. Das sei schwer 
einzuschätzen. Außerdem gebe es einen Parallelverkehr. Die Schü-
ler/innen könnten wählen, ob sie die Bahn oder den Bus nutzen. Bei den 
Bussen gebe es keine Höchstgrenzen, so dass die Busfahrer im Einzel-
fall eine Entscheidung über die Mitnahme treffen müssten.  
Verwaltungsseitig werde immer wieder versucht, die Situation zu verbes-
sern.  
  
 
 

 
 
 
 
  Gaby Mönning        Birgit Freickmann 
  Ausschussvorsitzende     Schriftführerin  


